
 

 
 

 

 

 

 

 

Erhebungsbogen zur Sammlung von guten Beispielen für  
"Lebenswerte Innenstädte – Initiativen, die bewegen!" 
 
Ziel des Projektes "Lebenswerte Innenstädte" ist die Sammlung, Dokumentation und 
Präsentation besonders erfolgreicher und innovativer Projekte und Aktivitäten von 
lokalen Trägern in verschiedenen Handlungsschwerpunkten, die auch miteinander 
verknüpft werden. Die Projekte und Aktivitäten sollen als gute Beispiele für die Ent-
wicklung und Stabilisierung lebenswerter Innenstädte dienen.  
Dabei werden vorrangig solche Projekte und Aktivitäten gesucht, die von lokalen Ak-
teuren, Trägern, Vereinen oder Initiativen angestoßen, getragen und ausgestaltet 
werden und die maßgeblich durch bürgerschaftliches Engagement und den persönli-
chen Einsatz dieser Akteure geprägt sind. Gesucht werden Akteure und Initiativen, 
die gemeinsam in ihrer Innenstadt etwas bewegen und deren Projekte zu einer dau-
erhaften Aufwertung unserer Innenstädte führen. Kurzum geht es um Projekte und 
(lokale) Initiativen, die bewegen! 
 

 

FIRU mbH 
Dipl.-Ing. Sabine Herz 
Bahnhofstraße 22 
67655 Kaiserslautern 

Bitte schicken Sie den ausgefüllten  
Erhebungsbogen bis spätestens  

20.01.2006  
als Rückantwort an 

per Fax:
0631/36245-99 

per E-Mail  
s.herz@firu-mbh.de 
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1 Rahmendaten zum Projekt / zur Aktivität 

1.1 Titel  
Regional denken, kommunal steuern, lokal handeln – Das Regionale Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler und Integrierte Handlungskonzepte in Bonn 

1.2 Ort 
Bundesland  Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

Stadt / Gemeinde  Bonn                                                              Einwohnerzahl  ca. 315.000
 (Bonn/Rhein-Sieg-Kreis/Kreis Ahrweiler) (ca. 1.000.000) 

1.3 Sachstand 
Projektbeginn: seit 2000     

Projektlaufzeit: Erarbeitungszeitraum ca. 2 Jahre      

Projektende:  Projekt fortlaufend     

In welcher Phase befindet sich ihr Projekt? 

 Vorbereitung / Planung / Konzepterstellung  von 2001 bis  2003 

 Umsetzung / Implementierung  seit 2003  

1.4 Ansprechpartner auf Projektebene 
Institution / Verein / Stadt Regionaler Arbeitskreis Entwicklung Planung und Verkehr (:rak)  

c/o Stadtverwaltung Bonn - Stadtplanungsamt 

Adresse     Berliner Platz 2, 53103 Bonn    

Name Dipl.-Ing. Michael Isselmann    

Funktion Leiter des Stadtplanungsamtes    

Telefon 0228 – 77 3784   Telefax 0228 – 773097   

E-Mail michael.isselmann@bonn.de  

1.5 Welchem Handlungsschwerpunkt ist Ihr Projekt zuzuordnen?  
Gesucht werden vorrangig integrative Ansätze, die mehrere Schwerpunkte verfolgen. Insofern 
können Sie mehrere Antworten ankreuzen. 

 Einzelhandel, Innenstadt- und Standortmarketing 

 Kultur und Bildung 

 Öffentlicher Raum und Sicherheit 

 Regionale Kooperation 

 _________________________________________ 

2 Projekt und Strategie – ein vertiefter Blick 

2.1 Ziele, Inhalte und Strategie  
Was gab den Anstoß für die Initiierung Ihrer Aktivität bzw. Ihres Projektes?  

 Förderprogramm 

 Wettbewerb 

 Eigeninitiative 

 ______________________ 

 ______________________ 

Bitte geben Sie hierzu eine kurze Erläuterung: 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 

_____________________________________________ 
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Bitte fassen Sie die Projektidee, die Zielrichtung und Intention Ihrer Aktivität kurz zusammen  
(maximal 1 Seite) 

Im Mittelpunkt dieses Beitrags im Rahmen des Projektes `Lebenswerte Innenstädte´ soll die Erarbeitung 
und der Einsatz des `Regionalen Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der Region Bonn/Rhein-
Sieg/Ahrweiler´ stehen. Ebenso wichtig wie der regionale Betrachtungshorizont ist allerdings die kommu-
nale Steuerung und lokale Implementationsebene. Insofern ist es konsequent, auf gemeindlicher Ebene 
konkretisierende Einzelhandelskonzepte zu erarbeiten und lokale Strategien zur Stärkung stabiler Struktu-
ren zu entwerfen und einzusetzen. Erst in diesem Zusammenspiel kann sich nachhaltig ein lebendiger Or-
ganismus Stadt entfalten.  

Die Entwicklung von (Einzelhandels- und Zentren-)Konzepten ist nicht neu, aber aktuell unverzichtbar. 
Stärker als in der Vergangenheit rückt allerdings der Erarbeitungsprozess, ja selbst die Formulierung der 
Aufgabenstellung in den Blickpunkt. Die gemeinsame Definition einer einvernehmlichen Ausgangsbasis 
soll dazu beitragen, Konflikte zu minimieren. Die wesentliche Chance im Rahmen solcher Kooperationen 
besteht in einem gelungenen Verfahren, das alte Projekte zum Abschluss bringt, neue Projekte initiiert, zu 
einer Verstetigung des Prozesses führt und die Basis für eine neue Planungskultur darstellt. 

 Kooperative Verfahren gehen – über die bloße Beteiligung hinaus – von einer Stimulierung zur Mitwir-
kung der Akteure bereits in einem frühen Stadium aus. Unter dem Erfordernis einer hohen Einsatzbe-
reitschaft aller Beteiligter können konfligante Themenfelder versachlicht und Entscheidungsprozesse 
qualifiziert werden. 

 Die Initiierung kreativer Prozesse und in Teilen auch unkonventioneller Methoden generiert neue Ko-
operationen und ermöglicht Synergien. 

 Kommunikative Planungsformen dürfen nicht den experimentellen Einzelfall darstellen, sondern müs-
sen im Sinne verstetigter Prozesse Handlungsprinzip sein. 

Die Ansiedlung von Einzelhandelszentren 'auf der grünen Wiese' bindet Kaufkraft außerhalb der historisch 
gewachsenen Stadt- und Ortskerne und führt somit langfristig zu deren Verödung. Die Auswirkungen ü-
berschreiten dabei oftmals die Stadt- und Gemeindegrenzen. Zum Erhalt lebendiger, funktionsfähiger 
Ortszentren bedarf es daher der Betrachtung größerer räumlicher Zusammenhänge bei der Ansiedlung 
von großflächigen Einzelhandelsbetrieben. Zu diesem Zweck wurde in den Jahren 2001 und 2002 seitens 
des :rak das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Region Bonn/ Rhein-Sieg/ Ahrweiler als Baustein ei-
ner nachhaltiger Regionalentwicklung erarbeitet. 

Die Bestandsaufnahme der Einzelhandelssituation ergab, dass die Region derzeit noch eine günstige Ver-
sorgungsinfrastruktur besitzt. In ländlich geprägten Gebieten beginnen diese Strukturen bereits zu brö-
ckeln, die Grundversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs ist hier schon heute nicht mehr gesichert. 
Angesichts des steigenden Konkurrenzdruckes im Einzelhandel und des sich wandelnden Verbraucher-
verhaltens ist eine solche Entwicklung auch für die übrige Region zu erwarten. Um dieser Entwicklung 
entgegenzuwirken, sollten laut Empfehlung des regionalen Einzelhandels- und Zentrenkonzepts Ansied-
lungen großflächiger Einzelhandelsbetriebe mit gemeindeübergreifender Wirkung hinsichtlich ihrer Auswir-
kungen auf die Ortskerne untersucht und Standort, Größe und Sortiment zwischen den betroffenen Ge-
meinden abgestimmt werden. Die Umsetzung dieser Empfehlung erfolgt nunmehr auf Basis einer Verein-
barung, welche zwischen den Städten und Gemeinden des :rak geschlossen wurde. Diese legt - über die 
gesetzlichen Vorgaben hinaus - die Handlungsweise bei Ansiedlungsbegehren großflächiger Einzelhan-
delsbetriebe fest. Ziel des Verfahrens ist die Konsensfindung zwischen allen von dem projektierten Einzel-
handelsbetrieb betroffenen Kommunen. Die kommunale Planungs- und Entscheidungshoheit wird durch 
die Vereinbarung nicht berührt. (siehe Anlage 1) 

Umso wichtiger sind Umsetzungsstrategien auf gemeindlicher Ebene. Obschon die Überarbeitung des 
Zentrenkonzepts der Stadt Bonn gerade erst fünf Jahre zurückliegt, wird derzeit eine Fortschreibung vor-
genommen. Hierdurch soll nunmehr eine gesamtstädtische, verbindliche Entscheidungsgrundlage für An-
siedlungsvorhaben geschaffen werden, die sowohl Investoren als auch den ortsansässigen Einzelhändlern 
eine verlässliche Perspektive und Planungssicherheit bietet. (siehe Anlage 2) 

Parallel dazu werden seit 2000 für die Innenstadt (und in den Stadtbezirkszentren) sog. Integrierte Hand-
lungskonzepte erarbeitet und kooperativ entwickelte Maßnahmen umgesetzt (siehe Anlage 3) 
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2.2 Angaben zur Initiative und zur Organisationsstruktur 
Beschreiben Sie die Organisationsform bzw. Struktur der Initiative und die Trägerschaft des 
Projektes. (Gibt es einen Verein? Gibt es eine Geschäftsführung? Gibt es eine Satzung?) 

Wie arbeiten die Beteiligten zusammen?  

 

Der Regionale Arbeitskreis Entwicklung Planung und Verkehr (:rak) ist eine freiwillige Kooperationsform, in 
der alle 28 Städte, Gemeinden und Verbandsgemeinden der Region Bonn/ Rhein-Sieg/ Ahrweiler in Auf-
gabenfeldern der räumlichen Planung aktiv sind. Ziel ist es, mit dem Instrument der freiwilligen Kooperati-
on die nachhaltige Raumentwicklung in der Region zu fördern und auf die sich immer rascher ändernden 
gesellschaftlichen Anforderungen reagieren zu können. Der :rak stellt ein Bindeglied zwischen der örtli-
chen Planungshoheit der Städte, Gemeinden und der Landesplanung dar, indem er durch Informations-
austausch und Kommunikation dazu beiträgt, gemeinsam abgestimmte Projektentwicklungen auf die 
kommunale Ebene zu befördern. 

Konkret ist diese Vorgehensweise durch nicht-förmliche Verfahren auf der Basis der freiwilligen Selbstbin-
dung (Kommunikation, Moderation) gekennzeichnet. Der :rak hat eine zentrale, steuernde Funktion, indem 
er den Diskussionsprozess bei der Definition gemeinsamer Ziele/Qualitäten mit den regionalen Akteuren 
moderiert, und damit die gemeinsame Basis dezentralen Handelns bildet. Neben ständigen Mitgliedern, 
Beratern (Gutachtern) werden themenbezogen Gäste eingeladen. Der :rak beschreitet als informeller Ar-
beitskreis neue Wege der Projektsteuerung und Verfahrensweisen. Er hat keine Beschlusskompetenz, 
spricht jedoch Empfehlungen aus, die von den entsprechenden Planungsgremien (Kreistagen, Stadt- bzw. 
Gemeinderäten) entschieden werden können. Seit November 2001 ist die freiwillige regionale Kooperation 
durch einen Kooperationsvertrag vertraglich geregelt. Danach wechselt die Geschäftsstelle alle zwei Jahre 
zwischen dem Landkreis Ahrweiler, dem Rhein-Sieg-Kreis und der Bundesstadt Bonn. 

 
Welche Akteure arbeiten in der Initiative / im Projekt mit? 

  Bitte geben Sie die wichtigsten Einzelakteure an 

 Wirtschaftsvertreter Einzelhandelsakteure 

 Öffentliche Hand Vertreter unterschiedliche Stellen der Stadtverwaltung 

 Bürger Engagierte Akteure im Rahmen des Integrierten Handlungskonzepts 

 Vereine  

 Weitere  

 

2.3 Finanzierung und Förderung 
Bitte erläutern Sie kurz, wie Ihr Projekt finanziert wird (z.B. Förderprogramme, Spenden / Spon-
soring, Eigeninitiative, Stadtteilbudget). Wie wird die wirtschaftliche Tragfähigkeit sichergestellt? 

Die Erarbeitung des Regionalen Zentrenkonzepts wurde mit Fördermitteln unterstützt; die verfahrenstech-
nische Umsetzung (interkommunaler Abstimmungsprozess) bedingt keine zusätzlichen Kosten, etwaige 
erforderliche Gutachten sind projektorientiert zu finanzieren. 

Die Beauftragung der Fortschreibung des Bonner Einzelhandels- und Zentrenkonzepts wird aus städti-
schen Mitteln finanziert. 

Die Erarbeitung des Integrierten Handlungskonzeptes `Bonn Innenstadt´ wurde anteilig aus Mitteln der 
Städtebauförderung finanziert. Dies gilt auch für hierauf aufbauende investive Maßnahmen zur Umgestal-
tung des öffentlichen Raums. Hinzu kommen mit den `Innenstadt-Akteuren´ abgestimmte Maßnahmen wie 
Gestaltungs- und Werbesatzungen bzw. Abstimmung über die Veranstaltungssteuerung, sowie Aktivitäten 
im Rahmen des Programms `Ab in die Mitte´. 
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3 Ergebnisse, Innovation und Übertragbarkeit 

3.1 Ergebnisse / Zwischenergebnisse 
Was konnte Ihr Projekt / Ihre Initiative bislang zur Aufwertung der Innenstadt beitragen?  
Was wurde bewegt?  

• Die Sanierung und Aufwertung der Fußgängerzone (öffentlicher Raum) ist nahezu ab-
geschlossen 

• Neben baulichen Veränderungen haben die Regelungen zu Gestaltung und Werbung, 
sowie zur Bespielung der Innenstadt zu einer Qualitätsverbesserung geführt 

• Nach Investitionen im öffentlichen Raum ist ein deutliches Engagement (Investment) im 
privaten Bereich (an und in Gebäuden) zu verzeichnen 

• Die Wahrnehmung der Innenstadt ist positiv (siehe Anlage 4) 

 

3.2 Besonderheiten und innovativer Ansatz 
Bitte erläutern Sie kurz die besonders innovativen Ansätze Ihrer Initiative oder Ihres Projektes 

• Verzahnung unterschiedlicher Projekte und Prozesse 

• Integrierter Konzept- und Handlungsansatz 

• Schaffung von Transparenz im Zuge der regionalen Abstimmung durch frühzeitige In-
formation und Beteiligung der möglichen betroffenen kommunalen Nachbarn sowie 
künftig auch eine Einbindung in eine Internet gestützte GIS-Plattform als Planungsun-
terstützendes Tool 

  

3.3 Übertragbarkeit 
Ist das Projekt bzw. sind einzelne Bausteine daraus modellhaft übertragbar? (Auf welche Städ-
te? Bei welcher Problemlage? Bei welchen Voraussetzungen?) 

Ja 

 

4 Ergänzungen 

4.1 Dokumentation 
Wurde das Projekt bereits dokumentiert? Wenn ja, wo? 

   nein      ja siehe Anlagen  

Gibt es ergänzende Materialien, Literaturhinweise, Zeitungsartikel, Websites usw. mit weiteren 
Informationen**? 

• vergleiche auch: http://www.wohnregion-bonn.de zum Regionalen Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept 

• vergleiche auch: 
http://www.bonn.de/umwelt_gesundheit_planen_bauen_wohnen/stadtplanungsamt/buer
germitwirkung/integrierte_handlungskonzepte/index.html zu den Integrierten Hand-
lungskonzepten in Bonn  

** Bitte fügen Sie Ihrem Projektbeitrag 4 aussagekräftige Fotos oder Abbildungen mit Untertitel und Quel-
lenangabe bei. 
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4.2 Präsentation des Projektes 
Besteht das Interesse, das Projekt im Rahmen einer Veranstaltung zum Forschungsprojekt zu 
präsentieren? 

  nein   ja 
 

 

4.3 Anmerkungen 
Platz für Anmerkungen / Hinweise / Informationen 

____________________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________________ 

 

5 Wer meldet das Projekt? 
 

 

Institution / Verein / Stadt Regionaler Arbeitskreis Entwicklung Planung und Verkehr (:rak)  
c/o Stadtverwaltung Bonn - Stadtplanungsamt 

Adresse     Berliner Platz 2, 53103 Bonn    

Name   Dipl.-Ing. Michael Isselmann    

Funktion Leiter des Stadtplanungsamtes    

Telefon  0228 – 77 3784   Telefax 0228 – 773097   

E-Mail  michael.isselmann@bonn.de 
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Anlage 1 
 
Vereinbarung zwischen den Gebietskörperschaften des Regionalen Arbeitskreises Planung, 
Entwicklung und Verkehr der Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler zum Regionalen Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept als Baustein einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
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Regionales Einzelhandels- und Zentrenkonzept als Baustein nachhaltiger
Siedlungsentwicklung

Vereinbarung zwischen den Gebietskörperschaften des Regionalen Arbeits-
kreises Planung, Entwicklung und Verkehr der Region Bonn/Rhein-
Sieg/Ahrweiler - rak

Präambel
Die Partner Bundesstadt Bonn, Rhein-Sieg-Kreis, Kreis Ahrweiler sowie deren Städte und
Gemeinden bearbeiten seit mehr als zehn Jahren gemeinsame Projekte und Konzepte zu
Fragestellungen einer nachhaltigen Siedlungs- und Strukturpolitik. Gemeinsames Arbeits-
und Koordinierungsgremium ist der Regionale Arbeitskreis Entwicklung, Planung und
Verkehr (rak). In diesem Rahmen wurde in den Jahren 2001 und 2002 ein Regionales
Einzelhandels- und Zentrenkonzept als Baustein nachhaltiger Siedlungsentwicklung mit
Unterstützung durch die Büros von Rothkirch und Partner, Düsseldorf, Planquadrat
Dortmund und Ursula Stein - Büro für Raumplanung und Kommunikation, Frankfurt a.M., in
einem gemeinsamen kommunikativen und auf common sense ausgerichteten Prozess
erarbeitet.

Eine grundsätzliche Erkenntnis der Arbeit ist, dass die Versorgung in der Region noch über-
wiegend zufriedenstellend ist und bisher keine tiefgreifenden Konflikte um großflächige
Einzelhandelsansiedlungen entstanden sind. Gleichwohl beobachten die Partner, dass die
gegenwärtige Einzelhandelsentwicklung zunehmend die Versorgung einzelner Orts- und
Siedlungsteile in Frage stellt und immer häufiger auch die Zentrenentwicklung beeinträchtigt.

Im östlichen Rhein-Sieg-Kreis, aber auch in den Eifelgemeinden des Kreises Ahrweiler fällt
die Grundversorgung immer häufiger brach. In vielen Orten, Ortsteilen und Wohnquartieren
gibt es keine Läden mehr.

Die Beeinträchtigungen der Zentren entstehen vielfach aus den nicht beabsichtigten Auswir-
kungen der sogenannten Nebensortimente von Fachmärkten, insbesondere Bau-, Garten-
oder Möbelmärkten. Ebenso ist zu beobachten, dass Gewerbegebiete sich schleichend in
Einzelhandelsstandorte verwandeln. Der dadurch mitverursachte Verlust der Angebotsvielfalt
in den Ortskernen schränkt deren Vitalität erheblich ein und droht dort eine negative Ent-
wicklungsspirale auszulösen.

Die betriebswirtschaftlichen Zwänge und Strategien der Einzelhandelsunternehmen und die
fehlende Berücksichtigung gemeindeübergreifender Auswirkungen sind wesentliche Ursa-
chen für diese Entwicklungen. Die regionalen Partner beabsichtigen deshalb, die größeren
Projekte in den Bereichen Einzelhandel und Freizeit, deren Wirkungen die kommunalen
Grenzen überschreiten, in gemeinsamer Verantwortung in einer vertrauensvollen, kooperati-
ven Zusammenarbeit umzusetzen. Diese Zusammenarbeit richtet sich auch an die Investo-
ren und Unternehmen. Für die konkrete Organisation geben sich die Partner, gestützt auf die
Untersuchung zum regionalen Einzelhandels- und Zentrenkonzept, eine Verfahrensordnung.

Diese Verfahrensordnung schränkt die kommunale Planungs- und Entscheidungshoheit nicht
ein, sondern stützt sich auf die freiwillige Selbstorganisation der jeweils berührten
Kommunen.

Die Partner Bundesstadt Bonn, Rhein-Sieg-Kreis, Kreis Ahrweiler und ihre Städte, Gemein-
den bzw. Verbandsgemeinden geben sich diese Verfahrensordnung zur Unterstützung der
regionalen Entwicklung und um die Möglichkeiten zur Sicherung der Grundversorgung zu
stärken.
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§ 1 Geltungsbereich

Diese Vereinbarung gilt für die unterzeichnenden Städte, Gemeinden und Verbands-
gemeinden der Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler.

§ 2 Zielsetzung der Vereinbarung

Zur Sicherstellung der Einzelhandelsversorgung für alle Bevölkerungsgruppen strebt die
Region die Erhaltung und Entwicklung der Stadt- und Siedlungszentren als Kristallisations-
kerne der lokalen Identität durch wirtschaftliche, kulturelle und soziale Aktivitäten an.

§ 3 Verfahren

Für die Behandlung von Ansiedlungs-, Umnutzungs- oder Erweiterungsbegehren im Bereich
des Einzelhandels wird ein Verfahren vereinbart, das auf offener Kommunikation und Koope-
ration beruht und in allen Fällen, in denen gemeindeübergreifende Belange berührt sind, in
freiwilliger, aber verbindlicher Verpflichtung nach vereinbarten Prinzipien und Regeln erfolgt.

Das Verfahren sowie die Flächengrößen, bei denen das Verfahren regelmäßig anzuwenden
ist, sind im Anhang zu dieser Vereinbarung beschrieben.

§ 4 Informationsaustausch

Um Informationsaustausch und offene Kommunikation zu unterstützen, werden die Städte
und (Verbands-)Gemeinden im Zusammenhang mit der regionalen Kooperation alle regional
relevanten Neuansiedlungswünsche, Erweiterungsabsichten sowie Umwandlungsabsichten
im Sinne des § 3 der Geschäftsstelle des regionalen Arbeitskreises anzeigen und die ab-
schließenden Entscheidungen über Ansiedlungsverfahren, Umnutzungs- oder Erweiterungs-
begehren in das regionale Online-Planungssystem frühestmöglich einstellen.
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Anhang:

Vorbemerkung
Als Anhang zur Vereinbarung dienen die entsprechenden Passagen aus der Kurzfassung
des Untersuchungsberichts.

1. Verfahrensablauf

1. In einer ersten Vorprüfung klärt die betroffene Standortgemeinde selbst, ob ein Verfahren
„regional relevant“ ist. Dies gilt in jedem Fall für großflächige Vorhaben, bei jeder ge-
planten SO-Ausweisung und bei Vorhaben unterhalb der Großflächigkeitsgrenze, die
Agglomerationswirkungen gemäß § 11, Abs.3, Satz 2 BauNVO oder/und des Einzelhan-
delserlasses NRW nach sich ziehen könnte.

2. Trifft keines dieser Kriterien zu (d.h. geht es um einen nicht großflächigen Einzelhandels-
betrieb an einem integrierten Standort), dann behandelt die Standortgemeinde das
Projekt selbst und alleine gemäß kommunalem Planungs- und Genehmigungsrecht.

3. Ist dagegen die „regionale Relevanz“ gegeben, informiert die Standortgemeinde - spätes-
tens zum Zeitpunkt der Bauvoranfrage - die lokale Politik, die rak-Geschäftsstelle und die
möglicherweise betroffenen Nachbarkommunen über das Projekt (wobei die Grenze im
Zweifelsfall eher weit zu ziehen ist). Die Daten zum Vorhaben werden in Absprache mit
den Beteiligten in das ROPS gestellt, spätestens jedoch nach Verfahrenspunkt 8.

4. Anschließend lädt die Standortgemeinde die Nachbarn - und sinnvoller Weise auch
schon die rak-Geschäftsstelle, die zuständige Bezirksregierung in Köln bzw. die Struktur-
und Genehmigungsdirektion Nord in Koblenz sowie die zuständigen Einzelhandelsver-
tretungen (IHK, EH-Verband und Handwerkskammer) - zu einer gemeinsamen Prüfung
des Projektes ein. Diese Prüfung erfolgt nach einheitlichen Kriterien (s.u.).

5. Wenn diese Prüfung dergestalt ausfällt, dass keine negativen Auswirkungen des Vorha-
bens auf das eigene oder benachbarte Zentrum sowie in verkehrlicher Hinsicht zu be-
fürchten sind, wird der regionale Konsens festgestellt, den die Standortgemeinde in das
weitere formalrechtliche Verfahren einbringen soll - was nach Erfahrungen anderer
Regionen und nach Aussagen der für die Region zuständigen Mittelbehörden dessen
deutliche Beschleunigung bewirken kann. Fällt die erste Prüfung dagegen negativ aus
oder reichen die Informationen für eine abschließende Beurteilung nicht aus, kann die
Standortgemeinde ein zweites Prüfverfahren in Gang setzen.

6. Dafür holt die Standortgemeinde ein neutrales Fachgutachten ein, dessen Auftrag im
Konsens der Teilnehmer der ersten Prüfung formuliert und das nach den gleichen ein-
heitlichen Kriterien, allerdings ggf. mit zusätzlichen Recherchen durchgeführt wird.

7. Das Gutachten liefert zusätzliche Bewertungs- und Entscheidungshilfen für die zweite
regionale Prüfung. Die Verfahrensführung liegt bei der Standortgemeinde. Auf Wunsch
der Beteiligten kann die Geschäftsstelle des rak und/oder eine neutrale Moderation
hinzugezogen werden.

8. Eine positive Bewertung führt wiederum zur Feststellung des regionalen Konsenses, die
zur Argumentation im Zuge des formellen Verfahrens herangezogen werden kann.

9. Auch nach einer erneuten negativen Beurteilung hat die Standortgemeinde die Möglich-
keit und das formale Recht, das Verfahren in ihrem Sinne weiter zu betreiben.
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2. Verfahrensablauf - Schema
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3. Prüfkriterien
Die erste und ggf. zweite regionale Prüfung sowie auch das Fachgutachten verwenden die
folgenden einheitlichen Kriterien:

a) Verträglichkeit mit dem Zentralitätsgefüge: Größe und Sortimente müssen mit der
Zentralität der Standortgemeinde gemäß Einzelhandelserlass NRW (Ziffer 3.1.1.2) bzw.
nach dem Landesentwicklungsprogramm III Rheinland-Pfalz und dem weiteren regional-
planerischen Vorgaben der Planungsgemeinschaft Mittelrhein-Westerwald (vgl. Verfah-
rensablauf Ziffer 1.) verträglich sein.

Hierbei sind jedoch Abweichungen auf Grund siedlungsbedingter gemeindeübergreifen-
der Einzugsgebiete in zweierlei Hinsicht zulässig:

� im ländlichen Raum, wenn mit der Ansiedlung eines flächenmäßig größeren
Geschäftes oder kleineren Einkaufszentrums die Grundversorgung eines ge-
meindeübergreifenden Einzugsgebietes sichergestellt werden kann und hierüber
Einvernehmen der betreffenden Gemeinden hergestellt worden ist,

� in verdichteten Räumen, wenn bei nicht zentrenrelevanten Sortimenten (Möbel-
und evtl. Baumärkte mit größerem Einzugsgebiet) ein Standort im Mittel- oder
Unterzentrum z.B. verkehrlich geeigneter ist als im Oberzentrum.

b) Zentrenverträglichkeit: Die Verkaufsflächen sowohl der Hauptsortimente (bei zentrenrele-
vanten Sortimenten wie z.B. Elektro-/ Medien, Sport usw.) als auch der Nebensortimente
(bei Bau-, Garten und Möbelmärkten) dürfen keine nachteiligen Auswirkungen für die
Zentren der Standortgemeinde und evtl. betroffener Nachbargemeinden haben.

c) Nebensortimente: Flächenbegrenzungen für die Nebensortimente werden rechtlich ver-
bindlich (z.B. Grundbucheintrag und/oder städtebaulicher Vertrag) fixiert und durch die
Standortgemeinde regelmäßig überprüft (u.a. in Form eines Berichtes des Betreibers, der
auf Anforderung der Standortgemeinden gefertigt wird)1.

d) Kaufkraftverträglichkeit: Der überwiegende Anteil (wenigstens 75 %) der zu erwartenden
Umsätze sollten aus dem jeweiligen zentralörtlichen Versorgungsraum bzw. dem
kommunalübergreifenden Einzugsgebiet (siehe Punkt a) kommen.

Darüber hinaus kann die Region im regionalen Konsens weitere Anforderungen (z.B. zur
verkehrlichen Anbindung) als Prüf- und Beurteilungskriterien aufnehmen.

                                           
1 Diese Form, ein Bericht auf Anforderung, wenn es z. B. Beschwerden oder Bedenken zum Nebensortiment

gibt, ist die einfachste und praktikable Lösung. � positive Erfahrungen liegen vor.



    ExWoSt "Lebenswerte Innenstädte" November 2005  - Seite 12 

 

 

Anlage 2 
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Exposé

Leistungsbeschreibung Stufe II zur endgültigen Honorarermittlung

Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts
der Bundesstadt Bonn

Bonn, August 2005



I 

Vorbemerkung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kaum ein Themenfeld der räumlichen Pla-
nung hat in der jüngeren Vergangenheit eine 
solche Dynamik entfaltet, wie die Diskussion 
um die Frage der Steuerung von Einzelhan-
delsansiedlungen. Strukturelle Aspekte der 
Nahversorgung stehen ebenso auf der Agen-
da wie stadtgestalterische Fragen. Die Ver-
waltung der Bundesstadt Bonn – und ebenso 
andere Städte – wird derzeit verstärkt mit An-
fragen von Investoren hinsichtlich der Ansied-
lung von Einzelhandelsbetrieben konfrontiert. 
Dahinter stehen Expansionswünsche auf-
grund des herrschenden Wettbewerbs- und 
Flächendrucks im Einzelhandel. Auch die ho-
he Kaufkraft am Standort Bonn verstärkt das 
Interesse des Einzelhandels, in Bonn vertre-
ten zu sein. 
 
Die Stadt Bonn hat auf diese Thematik früh-
zeitig reagiert; das ursprüngliche Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept von Bonn wurde 
1977 erarbeitet und zählt damit zu den ersten 
dieser Art, die in Deutschland entwickelt wur-
den. 1999 wurde das Konzept fortgeschrieben 
und als „räumlich funktionales Zentrenkonzept 
im Sinne einer nachhaltigen Siedlungspolitik“ 
erneut beschlossen. Gleichzeitig wurde die 
Verwaltung beauftragt, ein `regionales Zent-
renkonzept´ zu erarbeiten; dieses wurde im 
Jahr 2003 fertig gestellt, in der Sitzung des 
Rates der Stadt Bonn am 13.11.2003 be-
schlossen und dient als Grundlage der inter-
kommunalen Abstimmung bei Ansiedlungsin-
teressen von Einzelhandelsvorhaben. 
 
Obschon die Überarbeitung des Zentrenkon-
zepts der Stadt Bonn gerade erst 5 Jahre zu-
rückliegt, bedarf es wegen der aktuellen Ent-
wicklungen im Einzelhandel (Stichwort: Kon-
zentration/Verdrängungswettbewerb/ `Dis-

counterisierung´) sowie aufgrund von Erfor-
dernissen der neuen Gesetzeslage und 
Rechtsprechung (standortspezifische Sorti-
mentslisten, Umgang mit Einzelhandel in Ge-
werbegebieten) gleichwohl einer weiteren An-
passung. 

Durch die Fortschreibung des Zentrenkon-
zepts soll nunmehr eine gesamtstädtische, 
verbindliche Entscheidungsgrundlage für An-
siedlungsvorhaben geschaffen werden, die 
sowohl Investoren als auch den ortsansässi-
gen Einzelhändlern eine verlässliche Perspek-
tive und Planungssicherheit bietet. Die Ver-
waltung soll in die Lage versetzt werden, ne-
ben der (rechtssicheren) Abwehr nicht kon-
former Ansiedlungsvorhaben gleichzeitig eine 
aktive Standort- und Flächenpolitik zu betrei-
ben. Im Rahmen der Fortschreibung des Zent-
renkonzepts sollen daher sowohl alte Standor-
te für Nahversorgung und für großflächigen 
Einzelhandel auf Erweiterungsbedarf und 
Verbesserungsmöglichkeiten überprüft als 

Abb. 1: Verfahrensvorschlag zur Fortschreibung 
des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts 
der Bundesstadt Bonn 



II 

Abb. 2:  Differenzierte Einbindung unter-
schiedlicher Akteure und Akteurs-
gruppen in den Prozess der Konzept-
erarbeitung 

auch neue mögliche (unschädliche) Standorte 
gefunden werden. 
 
Hierbei gilt es zu vermeiden, dass sich die 
Entwicklungen im Einzelhandel negativ auf 
zentrale Nahversorgungsbereiche auswirken. 
Die Stadt Bonn mit ihren gewachsenen Stadt-, 
Stadtbezirks- und Ortsteilzentren ist daran 
interessiert, diese Struktur zu erhalten und zu 
stärken. Im Vordergrund muss dabei die Si-
cherung der wohnungsnahen Versorgung der 
Bevölkerung und damit der Qualität des 
Wohnumfelds stehen; zu berücksichtigen sind 
auch die bereits bestehenden Handelsstruktu-
ren in den Zentren. Zugleich ist auch die Wir-
kung bereits im unmittelbaren Umland errich-
teter Handelsflächen auf das Stadtgebiet dar-
zustellen und die (Rück-)Wirkung auf Standor-
te innerhalb des Stadtgebiets zu untersuchen. 

 
Das anstehende Gutachten soll die Daten-
grundlage des bestehenden Einzelhandels- 
und Zentrenkonzepts aktualisieren und die 
Konzeption an die veränderte Gesetzes- und 
Ausgangslage anpassen. Ziel ist es, rechtlich 
sichere Beurteilungsgrundlagen und -strate-
gien zum Umgang mit Ansiedlungsvorhaben 
(weiter) zu entwickeln. 
 
Die Ausschreibung zur Auftragsvergabe (sie-
he Abb. 1) definiert die Aufgaben des Gutach-
tens in drei Bereichen: 
 

 Struktur- und Bedarfsanalyse: Aktualisie-
rung der Datenlage, Definition von Berei-
chen der Nahversorgung und unterver-
sorgter Bereiche bzw. Bereichen für groß-
flächige Einzelhandelseinrichtungen, mit 

entsprechenden Folgerungen und Hand-
lungsempfehlungen. 

 
 Rechtliche Beurteilung: Definition von Än-

derungserfordernissen des bestehenden 
Konzeptes aufgrund der veränderten ak-
tuellen Rechtsprechung, Baurechtsanaly-
se Bonn, Strategien zur optimierten pla-
nungs- und baurechtlichen Steuerung 
(bereichsspezifische Sortimentsliste, Vor-
gehen im 34er-Gebiet, Empfehlungen 
zum Umgang mit nicht konzepttreuen An-
siedlungs-vorhaben). 

 

 Umsetzungsstrategien: Auswahl und Ein-
beziehung von Akteuren (siehe Abb. 2), 
Definition von Projektzielen, Arbeitsschrit-
ten, Entwicklung eines Konzeptes zur 
Anwendung im Arbeitsalltag. 

 
Im Rahmen eines zweistufigen Verfahrens 
(siehe Abb. 3) werden geeignete Gutachterbü-
ros aufgefordert, auf der Basis einer von der 
Verwaltung erarbeiteten Leistungsbeschrei-
bung (einschließlich eines angemessenen 
Zeitrahmens für die Fertigstellung des Gut-
achtens) in der ersten Stufe eine eigene Kon-
zeptvorstellung mit einer ersten groben Hono-
rarschätzung vorzulegen. Auf der Grundlage 
der Angebote werden diejenigen Gutachter 
ausgeschieden, die nicht den Anforderungen 
der Aufgabenstellung entsprechen. 

Alle weiteren Gutachterbüros werden in der 
nächsten Stufe zu einem persönlichen Erörte-
rungsgespräch eingeladen, um offene Fragen zu 
klären und um zu ermitteln, ob der Gutachter für 
die Aufgabe geeignet scheint. Die gewonnenen 
Erkenntnisse fließen in ein endgültiges Leis-
tungsverzeichnis ein, zu dem die verbliebenen 
Büros ein endgültiges Angebot abgeben. 

Abb. 3:  Zweistufiges Ausschreibungsverfah-
ren zur Qualifizierung der Aufgaben-
beschreibung 
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Zielsetzungen

Vorrangiges Ziel ist die Sicherung der wohnungsnahen Versorgung der Bevölkerung vor
dem Hintergrund künftiger Entwicklungen (Mobilität, demographischer Wandel) und der
Erhalt der Qualitäten der funktionsgemischten Zentren als tragfähiges Gerüst der
künftigen Bonner Stadtentwicklung.
Die einzelnen Stadtbezirks- und Ortsteilzentren sollen in ihrer Gliederung und
Funktionsfähigkeit daraufhin untersucht werden, inwieweit dort planerischer
Handlungsbedarf besteht. Dabei sind auch städtebauliche Gesichtspunkte zu
berücksichtigen, beispielsweise die mögliche Verbesserung von Erreichbarkeit und
Anbindung bzw. Erweiterungsmöglichkeiten.
Entscheidungen sollen beschleunigt und Prüfverfahren optimiert werden.
Das fortzuschreibende Zentrenkonzept soll möglichen Investoren und ortsansässigen
Einzelhändlern, aber auch der Verwaltung einen verlässlichen Planungs- und
Investitionshorizont bieten.
Neben der Abwehr nicht konformer Vorhaben auf fundierter rechtlicher Grundlage will
sich die Stadt auch in die Lage versetzen, „offensive“ Standortpolitik betreiben zu
können, indem gezielt Flächen für Ergänzungen und Erweiterungen bestehender
Zentren oder für Neuansiedlungen vorgeschlagen werden. Der Standort Bonn soll auch
an Wachstumsbereichen des Einzelhandels partizipieren können.

Leistungsbeschreibung

Die Auswertung der Leistungsbeschreibung der Stufe I und die Ergebnisse der
Einzelgespräche ergaben Vorgaben für die abschließende Honorarermittlung. Diese
sind in die vorliegende Leistungsbeschreibung der Stufe II eingearbeitet.

Die Honorarermittlung ist auf Grundlage der nachfolgenden Leistungsbeschreibung zu
erstellen und bis zum 2. September 2005 per Post oder vorab per E-Mail oder Fax an
das Stadtplanungsamt zu senden.
Eine umfassende Beschreibung der Leistungen von Seiten der Bieter ist bereits mit der
Abgabe des ersten Angebots erfolgt, daher ist in dieser Stufe des Verfahrens lediglich
eine kurze Übersicht der nach den Leistungen aufgeschlüsselten Honorare (max. 4
Seiten) mit der entsprechenden Anpassung an die aktuelle Leistungsbeschreibung
erwünscht. Zur näheren Erläuterung können Querverweise zu den dem
Stadtplanungsamt bereits vorliegenden Angebotsbeschreibungen gegeben werden.

Innerhalb der Bausteine sind die Leistungen dem Umfang des Aufwandes entsprechend
zu gewichten und mit Honoraren zu versehen. Der Auftraggeber behält sich vor,
Bausteine ggf. einzeln zu beauftragen.
In der Darstellung der Honorarermittlung ist nach der vorliegenden
Leistungsbeschreibung vorzugehen. Die Ordnungsziffern der Leistungsbeschreibung
sind in der Honorarermittlung zu verwenden.

In der folgenden Leistungsbeschreibung sind die Änderungen gegenüber der
Leistungsbeschreibung der Stufe I hervorgehoben.
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I. STRUKTUR- UND BEDARFSANALYSE

A Strukturuntersuchung

Zur Strukturuntersuchung werden dem Gutachter die Daten der bereits vorliegenden
Erhebung der Universität Bonn sowie die Überprüfung der Stadt Bonn und
dazugehörige Kartierungen zur Verfügung gestellt.
Dargestellt sind: Verkaufsflächenbestand, Betriebsgrößen, Ladenleerstände, Zuordnung
von Hauptwarengruppen nach Sortimentsschwerpunkten, Standorte von Gastronomie-
betrieben und einzelhandelsnahen Dienstleistungen.

Eine vollständige Neuerhebung ist nicht erforderlich. Ergänzende und korrigierende
Erhebungen von Mehrsortimentern und großflächigen Betrieben nach Teil- bzw.
Randsortimenten sind anzubieten und in der Honorarermittlung separat
darzustellen. Diese Daten sind im Anschluss vollständig und adressweise der Stadt
Bonn zu übergeben.

Ebenfalls als Grundlage heranzuziehen sind außerdem die vorhandenen Kartierungen
zum Einzelhandelsbesatz sowie die Daten aus dem Regionalen Zentrenkonzept 2001
(siehe Grundlagen S. 9).

A1
Betrachtung des Einzelhandels unter qualitativen und quantitativen Aspekten (aus
Anschauung, schriftlich, kartografisch)

Einordnung der Stadt Bonn in den regionalen Kontext

Betriebs- und branchenbezogene Einschätzung der durch die Einzelhandelsbetriebe
erzielten Umsätze

Aussagen über Zentralität, Kaufkraftbindung und Leistungsfähigkeit des jeweiligen
Versorgungsbereichs/Zentrumsbereichs

Aussagen zur städtebaulichen Qualität und Funktionsfähigkeit

A2
Einkaufsverhalten der Bevölkerung

Einkaufsverhalten, Kundenschichtung, Frequentierung von Geschäften

Falls Befragungen angeboten werden, sind diese nach Art, Methodik und Umfang
(erforderliche Stichprobengröße) zu benennen und in der Honorarermittlung separat
darzustellen.
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A3
Meinungsbilder von Schlüsselpersonen zur zukünftigen Entwicklung

Fachverwaltung, Arbeitskreise der Integrierten Handlungskonzepte, IHK,
Einzelhandelsverband, Gewerbegemeinschaften, Einzelhandelsinvestoren etc.

Diese können nach Absprache mit dem Auftraggeber sowohl im Rahmen der
geplanten Veranstaltungen eingeholt werden als auch im Rahmen von
Expertengesprächen. Art, Umfang und ggf. Anzahl der Gespräche sind darzustellen.

B Bedarfsprognose

B1
Kurze Darstellung der allgemeinen Entwicklungstrends im Einzelhandel, Schwerpunkt
Nahversorgung

Betriebsformen, Standortanforderungen
Kaufkraftentwicklung, Konsumentenverhalten

B2
Darstellung des Bonner Entwicklungstrends im Einzelhandel unter Berücksichtigung der
Strukturuntersuchung

Aussagen zu sortimentsspezifischen Flächenbedarfen unter Zentralitätsgesichts-
punkten

Aussagen zur Wettbewerbsfähigkeit aufgrund aktueller Trends

Darstellung von mindestens zwei Szenarien und deren Folgewirkungen
basierend auf den ermittelten Daten und unter Berücksichtigung allgemeiner, sich
verändernder Faktoren (Bevölkerungsentwicklung – Kaufkraftentwicklung –
Umsatzentwicklung) und verschiedener Steuerungsansätze als mittelfristige und
langfristige Prognose

Ableitung von Handlungszielen
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C Räumlich-funktionale Gliederung

C1
Aktualisierung der räumlich-funktionalen Gliederung der Stadt Bonn auf der Grundlage
des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts Bonn 1999

Prüfung und ggf. Modifizierung der vorhandenen Zentren- und
Nahversorgungsbereichs-Struktur hinsichtlich Hierarchie und Funktion basierend
auf den Strukturanalysedaten, der Bedarfsprognose und dem gewählten Szenario

Räumliche Abgrenzung von Zentren- und Nahversorgungsbereichen

C2
Beschreibung von Stärken und Schwächen (funktional und räumlich) der

Zentrenbereiche/Nahversorgungsbereiche (integriert)
Standorte großflächigen Einzelhandels (nicht integriert)

allgemeine Zielaussagen zu den Bereichen:
Stärkung des Vorhandenen, Aussagen zu Wachstumsmöglichkeiten / Erhalt des
Standortes / Umorientierung

Handlungsempfehlungen zur Gegensteuerung bei unterversorgten Bereichen

C3
Darstellung von sinnvollen Ergänzungsflächen zur Erweiterung, Weiterentwicklung oder
Ansiedlung neuer Einzelhandelsbetriebe in den verschiedenen Bereichen entsprechend
des gewählten Szenarios in Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber.

C4
Exemplarische Fallgestaltung anhand fünf aktuell diskutierter Standorte nach Absprache
Dieser Baustein ist im Honorar gesondert auszuweisen.

C5
Fortschreibung des hierarchischen Zentrensystems mit realistischen Zielaussagen und
Handlungs-/Maßnahmenkatalogen, auch anhand kartografischer Darstellungen.

Exemplarische Darstellung von städtebaulichen Maßnahmen für einzelne Standorte
nach Absprache.
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II. RECHTLICHE BEURTEILUNG

Kurze Darstellung der aus der aktuellen Rechtsprechung und Gesetzeslage (neuer § 34
Abs. 3 BauGB, relevante Urteile) zum Thema Einzelhandelssteuerung abzuleitenden
Konsequenzen für die Rechtssicherheit des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der
Stadt Bonn

Ergänzungen/Veränderungsvorschläge/Optimierungen der planungs- und baurecht-
lichen Steuerungsstrategien und -instrumentarien zur Sicherung bzw. zum Aufbau der
Grundversorgung

Erstellung einer standortgenauen Sortimentsliste („Bonner Liste“) entsprechend
des hierarchischen Zentrensystems

Festsetzung der Nahversorgungs- und Zentrenrelevanz von Warengruppen für
die spezifischen Bereiche, VKF-Obergrenzen

III UMSETZUNGSSTRATEGIEN

Da das Konzept nur umsetzbar sein wird, wenn es einen breiten Rückhalt bei den
wesentlichen Akteuren in Politik, Verwaltung und Einzelhandel hat, ist eine den Prozess
gestaltende und gliedernde Konzeption notwendig, die die wesentlichen Akteure
konsequent und angemessen einbindet. Die Einbindung der wichtigsten Akteure in den
Prozess sowie die Öffentlichkeitsarbeit erfolgt in Absprache mit dem Auftraggeber.

Der Gutachter entwickelt Empfehlungen zum Einsatz des Konzeptes im
Arbeitsalltag, die einen Vorschlag zur Organisation sowie zur Frage der
einzubeziehenden Akteure beinhalten.

Die Verwaltung beabsichtigt, den Prozess wie folgt zu gestalten:

§ Intern: Es sind 10 Gespräche  mit der („kleinen“ bzw. „erweiterten“) Lenkungsgruppe
in ca. ein- bis zweistündigen Veranstaltungen vorzusehen, in denen der Gutachter
seinen bisherigen Bearbeitungsstand darstellt und die weitere Bearbeitung abstimmt.
Weitere Akteure aus der Verwaltung können ggf. hinzugezogen werden.
Die Kosten für ggf. zusätzliche Termine sind anzugeben.
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§ Gremien: Es wird erwartet, dass der Gutachter die Zwischen- und Endergebnisse
des Gutachtens nach Absprache mit dem Auftraggeber dem Ausschuss für Planung,
Verkehr und Denkmalschutz, dem Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und
Technologie und den Bezirksvertretungen vorstellt.
Die Kosten der Termine sind einzeln auszuzeichnen.

§ „Runder Tisch“/Fachöffentlichkeit: Regelmäßige Information und Beratung im
Rahmen von ca. zweistündigen Veranstaltungen mit 15-20 Personen aus
Verwaltung und Fachöffentlichkeit (IHK, EHV, Werbegemeinschaften, City-Marketing
etc.)
Die Kosten der Termine sind einzeln auszuzeichnen.

Öffentlichkeitsarbeit

Zwischenergebnisse und Ergebnisse sollen im Rahmen von durch die Stadt Bonn
organisierten öffentlichen Veranstaltungen (vergl. 1. Bonner Einzelhandelskonferenz)
präsentiert werden.
Die Kosten für die Teilnahme an solchen Veranstaltungen sind einzeln auszuzeichnen.

Ergänzt wird die Öffentlichkeitsarbeit durch regelmäßige Pressegespräche/ Pressearbeit
zur Sensibilisierung der Medienöffentlichkeit nach Absprache.
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Zusätzliche / Optionale Leistungen

Die hier dargestellten Leistungen stellen die zu erbringenden Leistungen dar. Darüber
hinaus gehende zusätzliche Leistungen können nicht berücksichtigt werden. Sind zu
erbringende Leistungen nicht einer der hier dargestellten zuzuordnen, so sind diese
gesondert aufzuführen und unter Angabe des Honorars deutlich gekennzeichnet
darzustellen.

Nebenkosten / sonstige Leistungen

Inhaltliche Abstimmungen über die in der Leistungsbeschreibung nicht genannten
zusätzlichen Leistungen sind Bestandteil der Grundleistung. Ebenso sind Gespräche mit
dem Auftraggeber und anderen am Gutachten beteiligten Bestandteil der Grundleistung
und nicht gesondert zu berechnen.

Nebenkosten
Zu den Nebenkosten gehören Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für die
Vervielfä ltigungen von Zeichnungen und von schriftlichen Unterlagen sowie die
Anfertigung von Filmen, Fotos, Fahrtkosten für Reisen. Entgelte für dem Auftragnehmer
obliegende Leistungen, die von ihm im Einvernehmen mit dem Auftraggeber Dritten
übertragen worden sind, sind Leistungen des Leistungsverzeichnisses und keine
Nebenkosten.

Sonstige Leistungen
Sonstige Leistungen sind Leistungen, die mit der Begleitung des Verfahrens durch die
Öffentlichkeitsbeteiligung zu erbringen sind.

Honorarermittlung

Das Honorar ist im Angebot deutlich zu kennzeichnen und inklusive Mehrwertsteuer
darzustellen. Die Honorare sind in Einzelnachweisen mindestens nach den in der
Leistungsbeschreibung dargestellten Teilen auszuweisen (Strukturuntersuchung,
Bedarfsanalyse, räumlich-funktionale Gliederung, rechtliche Beurteilung, Umsetzung)
Zusätzlich und zwingend erforderliche Leistungen, sonstige Leistungen und
Nebenkosten sind im Einzelnachweis mit Honoraren darzustellen.
Die Teilnahme und Mitwirkung an den im Abschnitt „sonstige Leistungen“ dargestellten
Veranstaltungen ist in Einzelnachweisen und pauschal auszuweisen.

Die Nebenkosten sind pauschal oder pauschal in % der Gesamtsumme der Leistungen
der Leistungsbeschreibung einschließlich sonstiger Leistungen anzugeben.

Zusätzlich anfallende Kosten, die über diese Leistungsbeschreibung hinaus entstehen,
können weder nach Stundensätzen, noch nach Einzelnachweisen berücksichtigt
werden.
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Grundlagen

Zur Orientierung wurden bereits folgende Unterlagen für das Einzelhandels- und
Zentrenkonzept zur Verfügung gestellt:

§ Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Bonn 1977

§ Ratsbeschluss 1999 zum räumlich-funktionalen Zentrenkonzept Bonn
(Drucksachen-Nr: 9800271 mit  Anlagen und Ergänzungen)

§ Rothkirch, C., Bonny, H.W., Stein, U. (2001) Einzelhandels- und Zentrenkonzept für
die Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler als Baustein einer nachhaltigen
Regionalentwicklung. Kurzbericht. Bonn

§ Ratsbeschluss zum Regionalen Einzelhandels- und Zentrenkonzept
(Drucksachen-Nr: 0311879)

§ Mitteilung zur Aktualisierung des Einzelhandels- und Zentrenkonzept Bonn
(Drucksachen-Nr: 0511492)

Seitens der Stadt Bonn wird nach Auftragsvergabe außerdem zur Verfügung
gestellt:

§ Verkaufsflächenermittlung der Universität Bonn 2004 mit Fortschreibung 2005 mit
WZ-Liste; Zugang zur Datenbank und Excel-Auflistung

Erfasst sind neben einzelhandelsrelevanten Sortimenten auch einzelhandels-
nahe Dienstleistungen, Points of Interest, Gastronomie und Handwerk
sowie Leerstände.

§ Vorhandene Kartierungen (Art der Datenbereitstellung in Absprache mit dem
Auftraggeber: als CAD oder GIS-Dateigrundlagen)
§ Darstellung Handel - Ortsteilzentren mit Einzugsbereichen
§ Darstellung Lebensmittler mit Einzugsbereichen
§ Darstellung der in der Vergangenheit diskutierten Standorte mit

Nutzungsüberlegungen
§ Entwicklung Vollversorger/Discounter seit 1995

§ Ab ca. Mitte Oktober: Darstellung einzelner Nutzungen im geschützten Bereich der
Bonner Internetseite mit standort- und sortimentsbezogener Abfragemöglichkeit
(Zugangsnummer wird gestellt)

§ Statistikerhebungen zu Einwohnerentwicklung der Statistikstelle Bonn (zu
entsprechenden Fragestellungen)
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Zeitlicher Ablauf zur Bearbeitung des Gutachtens

Die Auftragsvergabe soll durch den Ausschuss für Planung, Verkehr und
Denkmalschutz am 22.09.2005 erfolgen. Es wird insgesamt von einer Bearbeitungszeit
bis Mai 2006 ausgegangen, so dass eine abschließende Behandlung in den politischen
Gremien der Stadt Bonn vor der Sommerpause 2006 erfolgen kann.

Lieferumfang/Abgabe der Unterlagen

Alle vom Gutachter gefertigten und beschafften Unterlagen werden Eigentum des
Auftraggebers. Während der Laufzeit der Beauftragung erhalten die Auftraggeber ein
uneingeschränktes Nutzungsrecht an den übergebenen Ergebnissen.

Der Auftraggeber erhält, unbeschadet urheberrechtlicher Bestimmungen, nach
Abschluss der Auftrags alle Nutzungsrechte am vollständigen Ergebnis des Gutachtens.

Das Gutachten ist als illustrierter Bericht im DIN A4-Format zu erstellen. Es ist in
fünffacher Ausführung, gebunden und mit Heftstreifen versehen zu übergeben.
In einfacher Ausfertigung ist eine farbige Fassung als lose Blattsammlung zu erstellen.

Farbige Planzeichen/Tabellen/Grafiken, die mit Bezug auf die Lesbarkeit einen
Originalmaßstab erfordern, sind ebenfalls in fünffacher Ausfertigung in DIN-Formaten zu
erstellen und auf DIN A4-Format zu falten.

Alle Dokumente (schriftliche Dokumentation (Bericht), Pläne, Zeichnungen, Tabellen
und Grafiken) sind im .pdf-Format als CD zur Verfügung zu stellen.
Pläne, Zeichnungen, Tabellen und Grafiken sind in einem geeigneten Grafikformat (z.B.
.jpg oder .tif) ebenfalls auf CD zur Verfügung zu stellen.

Alle originären Daten erhobener Befragungen und Erhebungen sowie deren grafische
Aufarbeitung in Geoinformationssystemen sowie CAD-Dateien sind in Formaten, die die
Implikation in die Systeme des Stadtplanungsamtes ermöglichen, zur Verfügung zu
stellen.
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Integrierte Handlungskonzepte in Bonn –  
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Integrierte Handlungskonzepte
in Bonn – Kooperatives Planen
als Handlungsprinzip

Die Erarbeitung Integrierter Hand-
lungskonzepte hat in Bonn bereits
eine gewisse Tradition. Seit 1995
wurden sie in mehreren Stadt-
bereichen Bonns – teils zeitversetzt,
teils parallel – entwickelt. Eines der
Hauptanliegen ist es, möglichst viele
Akteure in den Gestaltungsprozess
einzubeziehen. Integrierte Hand-
lungskonzepte werden als das Ergeb-
nis offener Prozesse gesehen – offen
für neue Projekte, offen für neue Ak-
teure, offen für neue Verfahren.1

Der Begriff der „Integrierten
Handlungskonzepte“ entstammt den
nordrhein-westfälischen „Richtlinien
über die Gewährung von Zuwendun-
gen zur Förderung von Maßnahmen
zur Stadterneuerung“. Ziel ist es, In-
vestitionen stärker aufeinander ab-
zustimmen und zu bündeln. Neben
Planungsüberlegungen enthalten In-
tegrierte Handlungskonzepte Finan-
zierungsprogramme und Umset-
zungsstrategien und besitzen damit
den Charakter gebietsbezogener
Investitionsprogramme.

Nachdem in Bonn bereits im Jahr
1995 ein Integriertes Handlungs-
konzept für Dransdorf aufgestellt
wurde, folgten im Jahr 2000 für die
Bereiche Bonn-Innenstadt und Bad
Godesberg-Mitte, in 2001 für den Be-
reich Hardtberg und 2002 für Beuel-
Mitte weitere Integrierte Handlungs-
konzepte.

Im Rahmen des Forschungsvor-
habens 3stadt2.bonn wurde speziell

das Integrierte Handlungskonzept
Bonn-Beuel untersucht und im Kon-
text der weiteren Handlungskon-
zepte in Bonn betrachtet. Hierbei
ging es zum einen darum, die Erfah-
rungen, die im Rahmen der unter-
schiedlichen Prozesse gewonnen
wurden, herauszuarbeiten, zum an-
deren wurden zwei größere Inves-
titionsprojekte – im Bereich des
Konrad-Adenauer-Platzes in Beuel
bzw. im Bereich des Bonner Haupt-
bahnhofes – näher beleuchtet. Kon-
kret sollten unter anderem Schlüsse
über die Möglichkeiten der Optimie-
rung dieser Prozesse abgeleitet sowie
die Rollen unterschiedlicher Akteure
näher betrachtet werden. Zudem
wurde auch der Frage nach „Aufwand
und Ertrag“ dieser Vorhaben der
Stadtentwicklung nachgegangen.

Bevor im Weiteren einige wesentli-
che Erkenntnisse aus dem For-
schungsvorhaben benannt werden,
zunächst einige notwendige Grund-
lagen zum Verständnis der Situation:
Das Planungsgebiet im Integrierten
Handlungskonzept Bonn-Beuel be-
steht aus zwei strukturell sehr unter-
schiedlichen Bereichen: Beuel-Mitte
beinhaltet die Wohn- und Haupt-
geschäftsbereiche und grenzt unmit-
telbar an das Rheinufer. Demgegen-
über ist das jenseits der Bahntrasse
liegende Beuel-Ost geprägt durch
historisch gewachsene industrielle
und gewerbliche Strukturen, in wel-
chem Betriebe unterschiedlicher
Größen und Branchen angesiedelt
sind. Beuel selbst ist ein wachsender
Stadtteil mit einer eher jungen Bevöl-

kerung, hoher Wohnqualität und ho-
hem Freizeitwert.

Im Integrierten Handlungs-
konzept Bonn-Beuel, das Ende 2001
startete, wurde zunächst ein breit ge-
fächertes Spektrum an Themen bear-
beitet. Im Laufe der Zeit rückten
dabei allerdings die Planungen am
zentralen Ort Beuels – dem Konrad-
Adenauer-Platz – in den Mittelpunkt
der Diskussion.

Das Integrierte Handlungskon-
zept Bonn-Innenstadt weist große
Ähnlichkeiten mit dem Integrierten
Handlungskonzept Bonn-Beuel auf
und wurde so auch als Haupt-
vergleichsgegenstand herangezogen:
Hier wie da handelt es sich im We-
sentlichen um die Umgestaltung
eines städtischen Zentrums. In bei-
den Handlungskonzepten wurde das
Themenspektrum sehr breit gefä-
chert (Soziales, Verkehr, Städtebau,
Wirtschaft, …); auch die Prozesse be-
gannen in beiden Fällen sehr dyna-
misch – mit Werkstätten, daraus re-
sultierenden Arbeitskreisen, Bürger-
versammlungen sowie verwaltungs-
internen Treffen. Wie in Bonn-Beuel
steht in der Bonner Innenstadt die
Planung an einem sehr prominenten
Standort im Zentrum und eignet sich
somit ebenfalls gut zum Vergleich,
zumal in beiden Fällen Investoren-
verhandlungen stattfinden. Interes-
sant ist die Gegenüberstellung mit
dem Integrierten Handlungskonzept
Bonn-Innenstadt auch deshalb, weil

(1)
Weitere Informationen finden sich im Internet
unter der Adresse:
http://www.bonn.de/
umwelt_gesundheit_planen_bauen_
wohnen/stadtplanungsamt/buergermitwirkung/
integrierte_handlungskonzepte/index.html?
lang=de

Gleichgelagerte und
unterschiedliche Situationen
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es schon annähernd zwei Jahre län-
ger läuft, als das Beueler Handlungs-
konzept, die Verhandlungen mit dem
potentiellen Investor weiter gedie-
hen sind und das Projekt insgesamt
bereits stärker stabilisiert ist.

Die Erarbeitung sämtlicher Integrier-
ter Handlungskonzepte in Bonn wur-
de durch externe Büros begleitet. Art
und Umfang der jeweiligen Auf-
gabenstellung variierte allerdings.
Aufbauend auf den gesammelten Er-
fahrungen der vorlaufenden Inte-
grierten Handlungskonzepte hat es
sich als sinnvoll erwiesen, bei der
Prozessgestaltung eine Trennung
von Prozessmoderation und stadt-
planerischen Aufgaben vorzuneh-
men.2 Der Vorteil dieser Vorgehens-
weise liegt vor allem darin, dass das
Büro, welches das stadtplanerische
Konzept entwickelt, seine Entwürfe
subjektiv vorstellen sowie intensiv
vertreten kann und nicht zugleich die
Rolle der objektiven Moderation
übernehmen muss.

Die Er- und Bearbeitung der Inte-
grierten Handlungskonzepte in
Werkstätten – mit jeweils ca. 80 bis
100 TeilnehmerInnen aus Bürger-
schaft, gesellschaftlichen Vereini-
gungen, Wirtschaft, Politik sowie
Verwaltung – und den daraus resul-
tierenden Arbeitskreisen (5 bis 30
TeilnehmerInnen) hat sich bewährt.
Die Werkstätten selbst erweisen sich
allerdings nur bis zu einem bestimm-
ten Arbeitsstand als sinnvoll. Nach
der 5. oder 6. Werkstatt wirken sie
eher demotivierend und ermüdend
auf die Akteure, da die Diskussionen
oftmals schon so ins Detail gehen,

dass nur diejenigen, die sich in den
Arbeitskreisen intensiv damit befas-
sen, mitdiskutieren können. In den
Integrierten Handlungskonzepten
Bonns wurden die Werkstätten des-
halb nach einiger Zeit durch neue
Organisationsformen ersetzt; hierzu
zählen dezentral und selbständig
organisierte Arbeitskreise und eine
regelmäßig tagende Arbeitskreis-
sprecherrunde als Koordinations-
instrument.

Grundsätzlich können im Laufe der
Prozesse gewisse „Zyklen“ festge-
stellt werden, die sich – mehr oder
minder ausgeprägt – in allen Bonner
Handlungskonzepten wieder finden.
Sie lassen sich folgendermaßen grob
darstellen:
• 1. und 2. Werkstatt (Erarbeitung

des Integrierten Handlungs-
konzeptes)
Aufbruchstimmung, Wust an The-
men, zum Teil Skepsis

• 3. Werkstatt (Entwurf des Integrier-
ten Handlungskonzeptes steht)
Freude über das erreichte Ergebnis

• 4. Werkstatt (Reflexion der Ergeb-
nisse)
Ernüchterung, gewisses Maß an
Frustration, regelmäßig die Frage,
ob es sich nicht nur um „Sandkas-
tenspiele“ handelt, Auseinander-
setzungen

• danach
neue Organisationsformen, neue
Energie für weitere Arbeit

Wichtig ist in diesem Kontext auch,
die Unterschiedlichkeiten in den Ar-
beitsabläufen und -zyklen der betei-
ligten Akteure zu beachten: Sind die
Grundlagen im Prozess gelegt – meist
nach Erarbeitung des ersten Entwur-

fes zum Integrierten Handlungs-
konzept und dessen Zustimmung
durch die Politik – haben die Bür-
gerInnen, aber auch die Vertre-
terInnen der Wirtschaft den dringen-
den Wunsch nach baldiger Umset-
zung „ihrer Projekte“. Häufig sehen
sie aber zunächst keinen Fortschritt
und glauben Politik und Verwaltung
wären untätig oder unwillig. Wäh-
rend dieser „vollzugsbezogenen Pla-
nungsphase“ werden aber bei der öf-
fentlichen Hand wichtige Grund-
lagen für die Prozessfortführung und
Projektumsetzung gelegt, die nach
Außen hin nicht oder zu wenig sicht-
bar sind. Gerade in dieser Phase ist
eine kontinuierliche Kommunikation
und ein Austausch über den Prozess-
verlauf zwischen den beteiligten Ak-
teuren von großer Bedeutung, um
Missverständnisse und Unmut zu
vermeiden.

Um diesen Austauschprozess „am
Leben zu erhalten“ oder besser, um
ihn zu verstetigen, muss der „Pro-
zessmotor“ – gerade in der Anfangs-
phase – immer wieder neu gestartet
werden. Die Rolle des „Anlassers“
übernimmt dabei zunächst die Ver-
waltung. Ihr fällt ein wesentlicher
Anteil des Prozessmanagements zu;
die ProjektleiterInnen sind Prozess-
managerInnen nach Innen und
Außen. Sie verfügen über den Ver-

(2)
Zum ersten Mal wurde diese Aufgaben-
verteilung in Hardtberg vorgenommen; die gu-
ten Erfahrungen führten dazu, diese Strategie
auch in Beuel anzuwenden und weiterzuentwi-
ckeln

Quelle:
Lehrstuhl für Planungstheorie und Stadtplanung,
RWTH Aachen

Prozessgestaltung und -genese

Prozessmanagement
durch die Verwaltung
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fahrensüberblick, fungieren als zen-
trale AnsprechpartnerInnen und
stellen Infrastruktur zur Verfügung.
Im Laufe der Zeit in dieser Rolle ge-
festigt, vermögen sie auch „Puffer“ in
Konfliktlagen zu sein.

Im Integrierten Handlungs-
konzept Bonn-Innenstadt, in dem im
Laufe der bisherigen Arbeit ver-
glichen mit den sonstigen Integrier-
ten Handlungskonzepten die stärkste
Konstituierung stattgefunden hat,
verschieben sich mittlerweile gewis-
se Zuständigkeiten (s.o.): Aufgaben,
die zu Beginn der Projektmanagerin
zugefallen waren, übernehmen suk-
zessive SprecherInnen der Arbeits-
kreise. Ob es sich hierbei um eine Be-
sonderheit im Rahmen des Integrier-
ten Handlungskonzeptes Bonn-In-
nenstadt handelt, muss sich im Ver-
lauf der weiteren Prozesse zeigen.
Grundsätzlich stellt diese Arbeitstei-
lung das Ziel eines sich selbst-
tragenden akteursorientierten Pla-
nungsprozesses dar.

Neben der Koordinations- und
Moderationstätigkeit sind weitere
MitarbeiterInnen der Verwaltung bei
den inhaltlichen Diskussionen in
Werkstätten und Arbeitskreisen in-
volviert. Hier übernehmen sie die
Rolle einer fachlichen Beratung.

Die Erfahrungen aus den Integrierten
Handlungskonzepten in Bonn zei-
gen, dass insbesondere „prominen-
te“ Themen, welche Gegenstand der
Diskussion in Werkstätten oder Ar-
beitskreisen sind, fast immer auch
eine parteipolitische Relevanz ha-
ben. Zwangsläufig werden politische

Debatten dadurch in Arbeitskreise
getragen, was bei den Bonner Akteu-
ren an der einen oder anderen Stelle
zu der Einschätzung führte, die Ar-
beit im Rahmen Integrierter Hand-
lungskonzepte habe den Anschein
eines (nicht zulässigen) „Schatten-
parlaments“.

Trotz der Tatsache, dass man sich
bemühte, von Beginn an die Rollen-
verteilung der jeweiligen Akteure zu
definieren und die letztendliche Ent-
scheidungsgewalt der kommunal-
politischen Gremien hervorzuheben,
kam es zum Teil zu Missverständnis-
sen und Konflikten. Eine frühzeitige
und eindeutige Klärung der Spiel-
und Verhaltensregeln sowie der Rol-
lenverteilung im Prozess ist deshalb
unerlässlich.

Ein gewisses Maß an Normali-
sierung hat sich im Kontext des In-
tegrierten Handlungskonzepts Bonn-
Innenstadt durch das Schaffen neuer
Kommunikationsstrukturen erge-
ben. Seit einiger Zeit finden hier Tref-
fen zwischen VertreterInnen der „ge-
sellschaftlichen Akteure“ auf der ei-
nen und VertreterInnen der in der
Bezirksvertretung repräsentierten
Fraktionen auf der anderen Seite
statt. Aufgabe dieser Gespräche ist es,
„Korridore“ hinsichtlich Projektaus-
wahl, Zielsetzung und Finanzierung
auszuloten und zu definieren. Diese
Abstimmungen sind ein wichtiger
Schritt zur Vertrauensbildung, stel-
len eine Wertschätzung der Arbeit in
den Arbeitskreisen dar und vermö-
gen den angestoßenen Prozess nach-
haltig zu verstetigen.

Projektentwicklung –
die Einbindung von Investoren

Es ist bereits darauf hingewiesen
worden, dass Integrierte Handlungs-
konzepte neben planerischen Inhal-
ten auch Finanzierungs- und Umset-
zungsstrategien enthalten (müssen).
Dabei ist die Realisierung einzelner
Maßnahmen – speziell die kurzfristi-
ge Umsetzung in der Anfangsphase –
erklärtes Ziel, denn frühe Erfolgs-
erlebnisse sind für die Etablierung
einer noch gemeinsam zu erlernen-
den und einzuübenden Methode
wichtig.
Neben Maßnahmen der öffentlichen
Hand (beispielsweise der Sanierung
der Fußgängerzone in der Innenstadt
oder der Umbau von Stadtbahn- und
Straßenbahnhaltestellen in Beuel)
sind es auch private Investitionen,
die maßgeblich eine Stadtentwick-
lung prägen.

Sowohl im Rahmen des Integrier-
ten Handlungskonzepts Bonn-In-
nenstadt als auch in Bonn-Beuel
wurde für die Planungen an „promi-
nenten“ Standorten Investoren ein-
gebunden. Beide Handlungskonzep-
te in Vergleich gesetzt, erbrachten
unterschiedliche Erfahrungen unter-
schiedlichen Erfolg. Während für die
bauliche Entwicklung am Konrad-
Adenauer-Platz in Bonn-Beuel in den
politischen Gremien der Beschluss
gefasst wurde, die bisherige Konzept-
entwicklung sowie die Investoren-
verhandlungen nicht weiter zu be-
treiben und vor dem Hintergrund der
gesammelten Erfahrungen und Er-
gebnisse einen „Neustart“ durchzu-
führen, hat sich der Prozess um den
Bahnhofsbereich Bonn-Innenstadt
verstetigt und gefestigt.

Vor Ort: Erfahrungsberichte aus den Modellvorhaben

Politik als Träger
von Entscheidungen
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Aus der Sicht des dortigen Investors
ist diese Vorgehensweise, die eine
gezielte und strukturierte Ein-
bindung unterschiedlichster Akteure
in den Planungs- und Entschei-
dungsprozess vorsieht, kein übliches
Procedere. Gleichwohl begrüßt er
die frühe Einbeziehung gesellschaft-
licher Akteure in das Verfahren. Ge-
rade bei der Größe und Komplexität
eines Vorhabens wie der Neugestal-
tung des Bahnhofsbereichs sieht er
Vorteile darin, umfängliche und tief-
greifende Diskussionen in der Früh-
phase des Verfahrens zu führen, was
zu einer Minimierung von Konflikt-
lagen zu einem späteren Zeitpunkt
beiträgt. Allerdings wird auch ein
schmaler Grat zwischen intensiver
Vorplanung im Vorfeld und rechtzei-
tiger Einbeziehung der Öffentlichkeit
gesehen.

Als „wirklich neuartig“ in der Zu-
sammenarbeit sieht der Investor in
erster Linie das kontinuierliche Hal-
ten des Kontaktes, was einen steten
und damit unkomplizierten Aus-
tausch der Faktenlage ermöglicht
und wesentlich zur Vertrauens-
bildung beiträgt.

Die Erarbeitung Integrierter Hand-
lungskonzepte hat in Bonn bereits
eine gewisse Tradition – so lautete
der Eingangssatz. Damit ist zum
Ende dieses Beitrages die Frage auf-
geworfen, ob die Umsetzung der
Integrierten Handlungskonzepte als
erfolgreich bezeichnet werden kön-
nen und woran der Zielerreichungs-
grad jeweils gemessen werden kann.
Vier Aspekte schälten sich im For-

schungsvorhaben 3stadt2.bonn her-
aus:
• Vergleich von Zeithorizonten –

hinsichtlich der Erstellung von
Handlungskonzepten und der Um-
setzung von Maßnahmen

• Kosten von Integrierten Hand-
lungskonzepten

• Innovationsgehalt dieser koopera-
tiven Planungsform

• Stabilität erzielter Ergebnisse und
Akzeptanz politischer Beschlüsse

Zeit: Der Aspekt „Zeit“ spielt bei der
Bilanzierung aller Akteure eine wich-
tige Rolle. Von fast allen Beteiligten
wird darauf hingewiesen, dass Inte-
grierte Handlungskonzepte einen
zeitlichen Gewinn brächten, ohne
dies in Zahlen belegen zu können. Ei-
nigkeit besteht weitestgehend auch
darin, dass die Arbeit im Rahmen der
Integrierten Handlungskonzepte
zwar anfangs einen hohen Diskus-
sionsaufwand bedeuten, dass es
dann aber schneller zur Umsetzung
von Maßnahmen kommt. Eine zeitli-
che Spezifizierung war aber auch hier
kaum möglich. Ein Hinweis auf Zeit-
gewinne besteht allerdings: Die Er-
stellung der im Integrierten Hand-
lungskonzept Innenstadt erarbeite-
ten Gestaltungssatzungen benötigt
mittlerweile weniger als ein Jahr,
während die Durchsetzung des
„Prototyps“ über drei Jahre dauerte.

Kosten: Bei der Umsetzung von
Integrierten Handlungskonzepten
entstehen Kosten in zweierlei Hin-
sicht. Zum einen wird Personal für
die Erstellung und Fortentwicklung
der Handlungskonzepte und die Pro-
zesssteuerung eingesetzt, zum ande-
ren entstehen Kosten für die Erar-
beitung und Projektbegleitung durch

die Einschaltung externer Büros. Ab-
hängig von dem jeweiligen Beginn
der Erarbeitung der Handlungskon-
zepte (Erfahrungswerte führen durch
Vermeidung von Redundanzen zu
Kosteneinsparungen) bewegen sich
die „externen“ Kosten zwischen
85.000 E und 100.000 E je Konzept
für Ersterarbeitung und Anfangsfort-
schreibung. Für die kontinuierliche
Weiterentwicklung sind zwischen
12.000 E und 15.000 E pro Jahr zu
kalkulieren. Neben diesen „externen“
Kosten sind Personalkosten zu ver-
anschlagen, für die nach einer gene-
ralisierten und auf Erfahrungswerte
beruhenden Betrachtung ein Auf-
wand von ca. 60.000 E zur Ersterar-
beitung zu kalkulierenist. In der Fol-
gezeit ist eine deutliche Reduzierung
auf unter 10.000 E pro Jahr gerecht-
fertigt.

Innovationsgehalt: Ein immer
wieder, nahezu von allen Akteuren
benanntes Erfolgskriterium ist das
Einbringen neuer Themen im Pro-
zess. Die Offenheit für neue Aspekte,
die Generierung neuer Formen und
Verfahren und die lebendige Kom-
munikation werden als Stärken cha-
rakterisiert.

Stabilität und Akzeptanz: Die we-
sentliche Chance im Rahmen von
Kooperationen besteht in einem ge-
lungenem Verfahren, das alte Projek-
te zum Abschluss bringt, neue Pro-
jekte initiiert, zu einer Verstetigung
des Prozesses führt und die Basis für
eine neue Planungskultur darstellt.
Eine endgültige Bilanzierung über
einen konkretisierbaren „Nutzen“
Integrierter Handlungskonzepte im
Speziellen oder kooperativen Pla-
nens im Allgemeinen wird allerdings
erst in einigen Jahren möglich sein.

Vor Ort: Erfahrungsberichte aus den Modellvorhaben

Quelle:
Lehrstuhl für Planungstheorie und Stadtplanung,
RWTH Aachen

(Zwischen)Resümee – Erfahrungen
und Erwartungen
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